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Anlage 

Kirchengemeinde <Name> <Ort>, <Datum> 
<Anschrift>  

An die  
Gemeinde <Name> 
<Anschrift>  

Gesplittete Abwassergebühr, hier: Antrag auf Gebührenbefreiung für  
öffentlich genutzte Grundstücke der Kirchengemeinde 
Ihr Az. <Aktenzeichen>, unser Az. <eigenes Aktenzeichen> 

Sehr geehrter <Herr/Frau> <Bürgermeister/in> <Name>, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

die gesplittete Abwassergebühr wird für unsere Kirchengemeinde hohe Mehraus-
gaben für Abwasser mit sich bringen. Unsere Ausgaben werden in Folge der neuen 
Berechnungsmethode um voraussichtlich <prognostizierte Mehrausgaben in 
Prozent> % steigen. Die Kirchengemeinde sieht sich außer Stande diesen Betrag 
voll aufzubringen und beantragt daher für die Grundstücke im Grundbuch der 
Gemeinde <Name>, <genaue Bezeichnung des Grundbuchs>, Flst. <Nummer 
der Flurstücke>, <Anschrift der Grundstücke> eine  

Befreiung von der gesplitteten Niederschlagsabwassergebühr 

hilfsweise 

Kostenübernahme für die Niederschlagsabwassergebühr für die oben 
genannten Grundstücke durch die Gemeinde <Name>. 

Begründung: 
Die Kirchengemeinde sieht sich mit der neu eingeführten Niederschlagsabwasser-
gebühr aus der gesplitteten Abwassergebühr unverhältnismäßig stark in Anspruch 
genommen. Die Grundstücke, für welche Gebührenbefreiung beantragt wird, werden 
als öffentliche Verkehrsflächen genutzt. Sie stehen allen Bürgerinnen und Bürgern  
der Gemeinde <Name> zur Verfügung. Die Grundstücke werden in der öffentlichen 
Wahrnehmung als öffentliche Verkehrsfläche und mithin als ein, der öffentlichen 
Daseinsvorsorge unterfallenden Gegenstand wahrgenommen. Die Plätze dienen  
zu einem überwiegenden Teil kommunalen und nicht in erster Linie kirchlichen 
Zwecken. Wir halten es daher für angemessen, wenn die Kosten für die Beseitigung 
des Niederschlagswassers von der Kommune getragen werden. Dies gilt insbe-
sondere auch deshalb, weil auf Grund der Belegenheit des die Gebührenpflicht aus-
lösenden Grundstücks es faktisch und rechtlich ausgeschlossen ist, die betroffenen 
Flächen auch nur teilweise zu entsiegeln. Aus diesen Gründen bitten wir um antrags-
gemäße Gebührenbefreiung oder anderenfalls um Kostenübernahme durch die Stadt. 

Mit freundlichen Grüßen 

<Unterschrift Vertretungsberechtigte> 


